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A. Allgemeines

§ 1 Name, Sitz, Geschiftsjahr

Der am 26. Februar 1975 in Hilden gegriindete Verein fihrt den Namen ,Sportverein Hilden-Ost 1975 e.V.%,
im weiteren Text ,Verein“ genannt.

Der Sitz des Vereins ist Hilden.

Er ist in das Vereinsregister des Amtsgerichtes Disseldorf unter der Nummer VR 30241 eingetragen.
Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck des Vereins

Vereinszweck

a) Der Verein bezweckt die Pflege der Leibeslibungen auf breiter Grundlage und die Férderung des
Sports als Mittel zur Erhaltung der Gesundheit und als Mdéglichkeit fir insbesondere junge Menschen,
ihr Leistungsvermdgen zu erproben.

b) Abhaltung von geordneten Sport-, Spiel- und Turnieribungen sowie Wettkdmpfen.

c) Durchfiihrung von Versammlungen, Vortragen, Kursen und sportlichen und kulturellen Veranstaltun-
gen auch in der Begegnungsstatte des Vereins.

d) Ausbildung und Einsatz von Ubungsleitern.

e) Schaffung von neuen Sportstatten, Vereinsheimen, Sportgeraten und Sporteinrichtungen, sowie de-
ren Instandhaltung und Pflege.

f) Der Verein fordert den Leistungssport auf allen Ebenen und widmet sich insbesondere auch dem
Freizeit- und Breitensport.

g) Der Verein bezweckt die Pflege und Férderung der allgemeinen Jugendarbeit und betreibt in Zusam-
menarbeit mit der Stadt Hilden einen Jugendtreff.

h) Das Ziel des Vereins ist es dariiber hinaus, Uberfachliche Jugendarbeit (sinnvolle Freizeitgestaltung)
anzubieten und die Vertretung der Interessen seiner Mitglieder. Zur Durchflihrung seiner Aufgaben
kann der Verein die Mitgliedschaft in anderen Vereinen, Verbanden und Organisationen erwerben.

Der Vereinszweck wird erreicht durch:

a) Das Abhalten von regelmaRigen Trainingsstunden.

b) Die Durchfiihrung eines leistungsorientierten Trainingsbetriebes.

c) Den Aufbau eines umfassenden Trainings- und Ubungsprogramms fiir alle Bereiche, einschlieBlich
des Freizeit- und Breitensports.

d) Die Teilnahme an sportspezifischen und auch Ubergreifenden Sport- und Vereinsveranstaltungen.

e) Die Beteiligung an Turnieren, Vorfuhrungen und sportlichen Wettkdmpfen.

f) Die Durchfihrung von allgemeinen Jugendveranstaltungen und -maf3nahmen.

g) Die Betreuung und Unterhaltung einer 6ffentlichen Begegnungsstatte und eines Jugendtreffs in Zu-
sammenarbeit mit der Stadt Hilden.

§ 3 Gemeinniitzigkeit

Der Verein verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnitzige Zwecke im Sinne des Abschnitts ,Steuer-
begunstigte Zwecke® der Abgabenordnung.

Der Verein ist selbstlos tatig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

Mittel des Vereins dirfen nur fir die satzungsgemafRen Zwecke verwendet werden.

Die Mitglieder des Vereins erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine
sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhaltnismanig
hohe Vergutungen begunstigt werden. Alles weitere regelt § 12 Abs.1-8 dieser Satzung.

Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keinen Anspruch am Vereinsvermogen.

Der Verein ist frei von parteipolitischen und religidsen Bindungen. Er vertritt den Grundsatz religiéser und
weltanschaulicher Toleranz und bekennt sich zu freiheitlichen und rechtsstaatlichen Grundordnungen.



§ 4 Verbandsmitgliedschaften

Der Verein ist Mitglied im:

a) Landessportbund und den fiir die betriebenen Sportarten zustandigen Fachverbande

b) Kreissportbund,

c) Stadtsportverband,

d) Sportverbanden,

e) Werbe- und Marketingvereine der Stadt Hilden.
Der Verein erkennt die Satzungen, Ordnungen und Wettkampfbestimmungen der Verbande nach Absatz 1
von a bis d als verbindlich an.
Die Mitglieder des Vereins unterwerfen sich durch ihren Beitritt zum Verein den maf3geblichen Satzungen,
Ordnungen und Wettkampfbestimmungen der Verbande nach Absatz 2. Soweit das nach Verbandsrecht
zwingend ist, Ubertragt der Verein seine Ordnungsgewalt auf den jeweiligen Verband nach Absatz 2.

B. Vereinsmitgliedschaft

§ 5 Mitgliedschaft

Mitglied des Vereins kann jede naturliche Person werden, wie auch eine juristische Person des 6ffentlichen
oder privaten Rechts.
Der Verein besteht aus:

a) aktiven Mitgliedern,

b) passiven Mitgliedern,

c) Ehrenmitgliedern.
Aktive Mitglieder sind alle Mitglieder, die sich aktiv am Vereinsleben beteiligen, ohne Riicksicht auf das Le-
bensalter.
Passive Mitglieder sind férdernde Mitglieder des Vereins.
Ehrenmitglieder sind Mitglieder, die sich in besonderer Weise flir den Verein verdient gemacht haben. Eh-
renmitglieder werden vom Gesamtvorstand vorgeschlagen und von der Mitgliederversammlung mit einer 2/3
Mehrheit ernannt.
Alle Mitglieder ab 16 Jahren haben Stimmrecht.

§ 6 Erwerb der Mitgliedschaft

Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen. Dartber entscheidet der Gesamtvorstand.

Der Aufnahmeantrag eines beschrankt Geschaftsfahigen oder Geschaftunfahigen ist von dem / den gesetzli-
chen Vertreter(n) zu stellen.

Ein Anspruch auf Mitgliedschaft besteht nicht. Die Ablehnung eines Aufnahmegesuchs muss nicht begriindet
werden.

§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet:

a) mit dem Tod des Mitglieds oder mit der Aufldsung einer juristischen Person,

b) durch Austritt,

c) durch Ausschluss aus dem Verein.

Der Austritt aus dem Verein (Kiindigung) erfolgt durch schriftliche Erklarung gegentiber dem Gesamtvorstand.
Der Austritt kann nur zum Ende eines Kalenderjahres / Geschéftsjahres unter Einhaltung einer Kiindigungs-
frist von 6 Wochen erklart werden. Ergénzend wird ein Sonderkiindigungsrecht zum 30. Juni eines Jahres
eingeraumt.

Fur Mitglieder in einem Zweigverein nach § 19 des SV Hilden-Ost 1975 e.V. gelten die in der Satzung des
Zweigvereins festgelegten Kiindigungsfristen und -regeln auch fiir die Mitgliedschaft im Hauptverein.

a) In Ausnahmefallen kann eine Kiindigung zum Ende eines Abrechnungszeitraumes ohne Einhaltung
von Fristen akzeptiert werden, wenn besondere Umstande eintreten, die das Mitglied nicht zu verant-
worten hat und die betroffenen Abteilungsleiter sowie der geschaftsflihnrende Vorstand zustimmen.
Hierzu zahlen u.a. Verletzungen, die eine weitere Teilnahme an den sportlichen Aktivitaten langfristig
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ausschlielen oder ein vom Arbeitgeber veranlasster Wohnortswechsel. Eine Rickzahlung von bereits
geleisteten Mitgliedsbeitragen ist dabei grundsatzlich ausgeschlossen.
b) Jede Kindigung wird vom Verein schriftlich an die zuletzt bekannte Adresse bestatigt.

Ein Mitglied kann durch Beschluss des Gesamtvorstandes von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es
trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von Beitrdgen an die zuletzt dem Verein bekannte
Adresse in Verzug ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden, wenn nach der Absendung der zweiten
Mahnung ein Monat verstrichen ist und in dieser Mahnung ausdricklich die Streichung angedroht wurde. Der
Beschluss des Gesamtvorstandes Uber die Streichung ist dem Mitglied mitzuteilen.
Mit Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erléschen alle Anspriiche aus dem Mitglied-
schaftsverhaltnis. Noch ausstehende Verpflichtungen aus dem Mitgliedschaftsverhaltnis, insbesondere aus-
stehende Beitragspflichten, bleiben hiervon unberhrt.

§ 8 Ausschluss aus dem Verein

Ein Ausschluss kann erfolgen, wenn ein Mitglied in grober Weise den Interessen des Vereins zuwiderhandelt
und ein wichtiger Grund gegeben ist.

Uber den Ausschluss entscheidet der Gesamtvorstand auf Antrag. Zur Antragstellung ist jedes Mitglied be-
rechtigt.

Der AusschlieBungsantrag ist dem betreffenden Mitglied samt Begriindung mit der Aufforderung zuzuleiten,
sich binnen einer Frist von zwei Wochen schriftlich zu erklaren. Nach Ablauf der Frist ist unter Beriicksichti-
gung der etwa eingegangenen AuRerung des Mitglieds zu entscheiden.

Der Gesamtvorstand entscheidet mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit.

Der Ausschliefungsbeschluss wird sofort mit Beschlussfassung wirksam.

Der Beschluss des Vorstandes ist dem Mitglied schriftlich mit den Griinden mitzuteilen.

Gegen den AusschlieBungsbeschluss steht dem betroffenen Mitglied das Rechtsmittel der Beschwerde zu.
Diese ist innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab Mitteilung der Entscheidung schriftlich an den Gesamtvor-
stand zu richten. Sie ist zu begriinden. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

Uber die Beschwerde entscheidet die nachste Mitgliederversammlung.

Der Weg zu den ordentlichen Gerichten bleibt unberihrt.

C. Rechte und Pflichten der Mitglieder

§ 9 Beitragsleistungen und -pflichten

Es sind ein Mitgliedsbeitrag und eine Aufnahmegebulhr zu leisten, soweit von der Mitgliederversammlung
beschlossen, kdnnen auch Umlagen erhoben werden. Der Mitgliedsbeitrag setzt sich zusammen aus dem
Grund- oder Solidarbeitrag (der fur alle Mitglieder gleich ist) und dem jeweiligen Abteilungsbeitrag.

Neben dem Jahresbeitrag kann es im Einzelfall erforderlich sein, dass der Verein einen nicht vorhersehbaren
groReren Finanzbedarf decken muss, z. B. durch nicht vorhersehbare Verschuldung des Vereins, der Finan-
zierung eines Projekts oder groRerer Ausgaben. In diesem Fall kann die Mitgliederversammlung eine einma-
lige Umlage beschlieRen. Der Beschluss ist mit einfacher Mehrheit der erschienenen Mitglieder zu fassen.
Die Hohe der Umlage, die das einzelne Mitglied als Einmalzahlung zu erbringen hat, darf 25 % des durch das
Mitglied zu leistenden Jahresbeitrages nicht Gbersteigen.

Der Mitgliedsbeitrag soll grundsatzlich halbjahrlich im Voraus per Einzugsverfahren gezahlt werden. Den
Zeitpunkt der Zahlungslaufe regelt die Beitragsordnung. Eine nach Monaten der Mitgliedschaft anteilige Be-
rechnung der Beitrdge ist ausgeschlossen, es ist immer der volle Halbjahresbeitrag fallig.

Mitgliedsbeitrage, Umlagen und Trainingsgebiihren kénnen nur noch per Einzugsverfahren bezahlt werden.
Eine andere Zahlungsart ist nur im besonderen Einzelfall nach Beschluss des Gesamtvorstandes mdglich.
Die Erhéhung von Mitgliedsbeitragen, Trainingsgebuhren und Aufnahmegebihren und deren Zahlweise und
Falligkeit bedurfen der Zustimmung durch die Mitgliederversammlung, die Erhéhung der Abteilungsbeitrage
bedarf der Zustimmung der Abteilungsversammlung.

Die Beitragshohe kann nach Mitgliedergruppen/Abteilungen unterschiedlich festgesetzt werden. Die Unter-
schiede mussen sachlich begriindet werden.

Der Gesamtvorstand kann in begriindeten Einzelfallen Beitragsleistungen und -pflichten ganz oder teilweise
erlassen oder stunden. Die Betrage sind im Kassenbericht auszuweisen.

Ehrenmitglieder sind beitragsfrei.

Der Vorstand ist zudem erméachtigt, eine Beitragsordnung zu erlassen und darin Einzelheiten zum Beitrags-
wesen des Vereins zu regeln.



Kommt das Mitglied trotz Mahnung seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nach, ist der Vorstand berechtigt,
externe Hilfen in Anspruch zu nehmen (Inkassounternehmen/Rechtsanwalt). Die dadurch entstehenden Kos-
ten gehen zu Lasten des Mitglieds.

§ 10 Ordnungsgewalt des Vereins

Jedes Mitglied verpflichtet sich, einem gegen das Mitglied eingeleiteten Ordnungsverfahren vor dem dafiir
satzungsrechtlich bestimmten Organ zu unterwerfen. Dies nach Maltgabe beschlossener Vereinsordnungen
oder im Hinblick auf Verbandsordnungen/Richtlinien entsprechend § 4.

Jedes Mitglied ist verpflichtet, einer Ladung eines Ordnungsorgans Folge zu leisten und vor ihm wahrheits-
geman auszusagen.

Gleiches gilt fur Verfahren nach § 8 der Satzung.

Sollte es zwischen dem Verein und einem Mitglied zu Streitigkeiten aus dem Mitgliedschaftsverhaltnis kom-
men, ist zunachst eine Klarung mit dem Gesamtvorstand herbeizufiihren. Beziglich der Entscheidung des
Gesamtvorstandes hat das betroffene Mitglied das Recht, die nachste Mitgliederversammlung anzurufen.

D. Die Organe des Vereins

§ 11 Die Vereinsorgane

Die Organe des Vereins sind:
a) Die Mitgliederversammlung,
b) der Gesamtvorstand,
c) der Vorstand nach § 26 BGB (geschaftsfihrender Vorstand),
d) die Kassenpriifer.

§ 12 Vergiitung der Vereinstétigkeit

Die Mitglieder der Vereinsorgane nehmen ihre Aufgaben grundsatzlich ehrenamtlich war.

Bei Bedarf kdnnen die Vorstandsaufgaben im Rahmen der haushaltsrechtlichen Mdglichkeiten entgeltlich auf
der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer Aufwandsentschadigung nach § 3 Nr. 26a
EStG ausgelbt werden.

Die Entscheidung Uber eine entgeltliche Vereinstatigkeit nach Abs. (2) trifft der Gesamtvorstand. Gleiches gilt
fur die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung.

Der Gesamtvorstand ist ermachtigt, Tatigkeiten fir den Verein gegen Zahlung einer angemessenen Vergu-
tung oder Aufwandsentschadigung zu beauftragen. MalRgebend ist die Haushaltslage des Vereins.

Zur Erledigung der Geschaftsflihrungsaufgaben und zur Fihrung der Geschaftsstelle ist der geschéaftsfiihren-
de Vorstand ermachtigt, im Rahmen der haushaltsrechtlichen Mdglichkeiten, hauptamtliche Beschéftigte an-
zustellen.

Im Ubrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter einen Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB fiir sol-
che Aufwendungen, die ihnen durch die Téatigkeit fir den Verein entstanden sind. Hierzu gehdren insbeson-
dere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon, usw. Der geschéaftsfihrenden Vorstand kann durch Beschluss
im Rahmen steuerlicher und rechtlicher Moglichkeiten Aufwandpauschalen (Ehrenamtspauschale) festset-
zen.

Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Entstehung gel-
tend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewahrt, wenn die Aufwendungen mit Belegen und Aufstel-
lungen, die priffahig sein missen, nachgewiesen werden.

Vom Gesamtvorstand kénnen per Beschluss Pauschalen fiir den Aufwendungsersatz nach § 670 BGB fest-
gesetzt werden.

Weitere Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Vereins, die von der Mitgliederversammlung erlassen und
geandert wird.

§ 13 Ordentliche und auBBerordentliche Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung ist das héchste gesetzgebende Organ des Vereins.

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet Ende Méarz oder Anfang April eines

jeden Jahres statt.

3. Die Einberufung einer Mitgliederversammlung erfolgt durch den Gesamtvorstand. Zwischen dem Tag der
Einberufung und der ordentlichen Mitgliederversammlung muss eine Frist von vier Wochen liegen, bei aul3er-
ordentlichen Mitgliederversammlungen mindestens 2 Wochen. MaRgeblich fiir den Beginn der Frist ist hierbei
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der Tag der Einlieferung der Einladungsschreiben bei der Post. Die Tagesordnung, die der Gesamtvorstand
festlegt, ist der Einladung beizuflgen.
Die Einberufung erfolgt durch
a) durch schriftliche Einladung per Post oder alternativ per E-Mail mit der Einladung als Anhang
b) Mitteilung auf der Homepage des Vereins
c) Aushang im Vereinsheim und auf den vereinseigenen Sportanlagen
d) Zuséatzlich kann auf den Homepages der Abteilungen und Zweigvereine auf die Einladung auf der
Vereinshomepage verwiesen werden, nur die Inhalte auf der Vereinshomepage sind bindend.
e) Antrage und Anhange zur Einladung werden nur auf der Vereinshomepage zur Verfligung gestellt.
In den Aushéangen sind diese Dokumente im Einzelnen mit Betreff zu nennen.
Die Geschéaftsstelle stellt diese Dokumente auf Anfrage zur Verfligung.

4. Die Tagesordnung muss mindestens folgende Punkte enthalten:
a) Bericht des Vorstands,

b) Kassenbericht und Bericht der Kassenprufer,
c) Entlastung des Vorstandes,

d) Wahlen, soweit diese erforderlich sind,

e) Wirtschaftsplan,

f) Beschlussfassung Uber vorliegende Antrage.

5. Eine aulerordentliche Mitgliederversammlung ist gemaf Abs. 3 einzuberufen, wenn
a) der Vorstand die Einberufung aus dringenden, wichtigen Griinden beschliel3t, oder
b) ein Funftel der Mitglieder schriftlich unter Angabe der Griinde die Einberufung vom Vorstand verlangt.
6. Jede ordnungsgemal einberufene Mitgliederversammlung ist unabhangig von der Anzahl der anwesen-
den Mitglieder beschlussfahig.
7. Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von dem 2. Vorsitzenden
oder von einem Versammlungsleiter, der von der Mitgliederversammlung gewahlt wird, geleitet.
8. Jedes Mitglied kann bis spéatestens zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung
schriftlich beim Gesamtvorstand eine Erganzung der Tagesordnung beantragen.
Diese Antrage sind gemaf Abs. 3(e) bekannt zu geben. Die Versammlung beschlief3t
die Aufnahme von Ergédnzungen in die Tagesordnung.
9. Antrage zur Mitgliederversammlung konnen vom Gesamtvorstand und von den Mitgliedern eingebracht

10.
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werden. Sie mussen zwei Wochen vor der Versammlung dem Gesamtvorstand schriftlich mit Begriindung
vorliegen. Bei auRerordentlichen Versammlungen mit verklrzter Einladungsfrist, gemaR Absatz 3, verkirzt
sich die Frist zur Antragseinreichung auf 1 Woche. Diese Antrdge sind gemal Abs. 3(e) bekannt zu geben.
Fir die Zulassung von Dringlichkeitsantrdgen zur Beratung und Beschlussfassung ist die 2/3 Mehrheit der
anwesenden Stimmberechtigten erforderlich. Als Dringlichkeitsantrage sind nur solche Antrage zulassig,

die ihrer Natur nach nicht fristgerecht eingereicht werden konnten. Satzungsanderungen oder
Auflésungsantrage sind von dieser Regelung grundsatzlich ausgeschlossen.

. Weitere Einzelheiten kdnnen vom Gesamtvorstand in einer Geschaftsordnung geregelt werden.

§ 14 Zustédndigkeiten der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung ist zustandig fur alle Aufgaben, soweit sie nicht dem Vorstand oder anderen Ver-
einsorganen obliegen. Sie ist ausschliel3lich zustandig fur folgende Angelegenheiten:

Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans flr das nachste Geschaftsjahr.
Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands, des Rechnungspriifungsberichts der Kassenpriifer, Ent-
lastung des Vorstands.

Beitragserh6hungen und Erhebung von Umlagen.

Festsetzung des Zahlungsmodus und Falligkeit des Mitgliedsbeitrags.

Wahl und Abberufung der Mitglieder des Gesamtvorstandes und der Kassenprtfer.

Anderung der Satzung einschlieRlich der Griindung neuer Abteilungen/Zweigvereine.

Ernennung von Ehrenmitgliedern.

Auflésung des Vereins.

Beschlussfassung bzgl. Beschwerden Uber Vereinsausschlisse.

Anderung der Satzung und Beschlussfassung Uber die Auflésung/Fusion des Vereins.

Beschlussfassung Uber eingereichte Antrage.

Verabschiedung von Vereinsordnungen, soweit diese nicht nach Satzung oder Beschluss der Mitgliederver-
sammlung in den Zustandigkeitsbereich des Gesamtvorstandes fallen.



Bei einmaligen Ausgaben und Investitionen von mehr als 10.000,-- €, die nicht im Finanz- und Haushaltsplan
ausgewiesen und in der Mitgliederversammlung beschlossen wurden.
Alles andere regelt die Finanz- und Geschaftsordnung.

§ 15 Gesamtvorstand

Der Gesamtvorstand des Vereins besteht aus:
Dem geschaftsfihrenden Vorstand gemaf § 26 BGB:

a) 1. Vorsitzender,

b) 2. Vorsitzender.

Dem erweiterten Vorstand:

a) Mit den Abteilungsleitern der jeweils 6 groften Abteilungen/Zweigvereine.

b) Mit dem von den Mitgliedern gewahlten Kassenwart (m/w)

Die Wahl erfolgt jeweils auf der Mitgliederhauptversammlung bei den Wahlen des geschéaftsfihrenden
Vorstands, Amtszeit 2 Jahre bis zur dann anstehenden Mitgliederhauptversammlung.

Der Gesamtvorstand des SV Hilden-Ost 1975 e.V. kann einen neuen Kassenwart wahrend der lau-
fenden Wahlperiode mit Mehrheitsbeschluss kommissarisch bis zur nachsten ordentlichen Mitglieder-
hauptversammlung bestellen. Der Kassenwart erhalt Handlungsvollmacht, durch den geschaftsflihrenden
Vorstand fir den gemeinsam schriftlich festgelegten Aufgabenbereich sowie Bankvollmacht gemeinsam
mit einem Mitglied des geschaftsfliihrenden Vorstands. Hierbei ist das Vier-Augenprinzip mit einem
geschéaftsfihrenden Vorstandsmitglied einzuhalten. Des Weiteren erhalt der Kassenwart Stimmrecht

(1 Stimme) im geschéaftsfihrenden Vorstand im Rahmen seines festgelegten Aufgabenbereichs.

c) Der Gesamtvorstand ist auf 9 Personen begrenzt.

d) Eine Personalunion im geschaftsfliihrenden Vorstand ist unzulassig.

e) Der Gesamtvorstand wird durch die Mitgliederversammlung auf zwei Jahre gewahit.

f) Eine Wiederwahl ist zulassig. Der Gesamtvorstand bleibt auch nach Ablauf der Amtszeit im Amt, bis
ein neuer Gesamtvorstand gewabhlt ist. Abwesende kénnen gewahlt werden, wenn sie ihre Bereit-
schaft zur Aufnahme eines Amtes schriftlich erklart haben. Bis zu einer Neuwahl bleibt der Vorstand
im Amt. Scheidet ein Mitglied wahrend der Amtszeit aus, kann der Gesamtvorstand ein Ersatzmitglied
fur die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen wahlen. Vorsitzender und stellvertretender Vorsit-
zender dirfen nicht aus der gleichen Abteilung/Zweigverein kommen.

g) Die Mitglieder des Gesamtvorstandes haben je eine Stimme und sind gleichberechtigte Vorstands-
mitglieder. Nur bei Beschlissen, die Steuern und Finanzen betreffen, hat der geschéaftsfihrende Vor-
stand ein Vetorecht.

§ 16 Aufgaben und Zusténdigkeiten des Gesamtvorstands

Der Gesamtvorstand ist fur alle Angelegenheiten des Vereins zustandig, soweit sie nicht durch die Satzung
einem anderen Organ des Vereins Ubertragen sind.
Der Gesamtvorstand hat insbesondere folgende Aufgaben:
a) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung,
Ausfuhrung von Beschliussen der Mitgliederversammlung,
Fuhrung der laufenden Geschafte,
Aufstellung eines Jahreshaushaltes,
Organisation der Buchfiuihrung,
Organisation der vertraglichen, versicherungsrechtlichen und steuerlichen Angelegenheiten,
Beschlussfassung Uber die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern,
Abwicklung des gesamten Sportbetriebes,
Gebdudemanagement,
Mitgliedergewinnung,
Einhaltung der Finanz- und Geschéaftsordnung,
Abschluss und Kiindigung von Arbeitsvertragen.
Die Aufgabenzuweisung innerhalb des Gesamtvorstandes wird durch die Organisations- und Zustan-
digkeitsordnung geregelt. Diese wird vom Gesamtvorstand eigenverantwortlich aufgestellt und mit
einfacher Mehrheit beschlossen.

O
_—
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§ 17 Vorstand geméRB § 26 BGB

Der geschaftsfihrende Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus dem 1. und 2. Vorsitzenden. Alle Vor-
standsmitglieder muissen vollgeschaftsfahig sein.

Der Verein wird gerichtlich und aulergerichtlich durch mindestens zwei Vorstandsmitglieder gemaf § 26 BGB
vertreten.
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In allen Steuer-, Finanz- und Bankgeschaften gilt das Vier-Augenprinzip und bedarf der Unterschriften von
zwei Vorstandsmitgliedern.

Die Vertretungsmacht des geschéaftsfihrenden Vorstandes ist im Innenverhaltnis in der Weise beschrankt,
dass bei Ausgaben im Einzelfall Gber 5.000,-- € die Zustimmung des Gesamtvorstandes und bei Ausgaben
Uber 10.000,-- € (die nicht vorher im Finanz- und Haushaltsplan durch die Mitgliederversammlung beschlos-
sen wurden), im Innenverhaltnis die Zustimmung der Mitgliederversammlung erforderlich ist.

Alles andere regelt die Geschafts- und Finanzordnung.

§ 18 Beschlussfassung, Protokollierung

Alle Organe des Vereins fassen ihre Beschliisse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so-
weit diese Satzung keine anderen Regelungen vorsieht. Stimmenthaltungen und ungultige Stimmen werden
nicht berticksichtigt. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. Eine Stimmrechtsibertragung ist ausgeschlos-
sen.

Sitzungen des Gesamtvorstandes werden durch den 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. Vor-
sitzenden, einberufen. Der Gesamtvorstand ist in seinen Sitzungen beschlussfahig, wenn alle Mitglieder ein-
geladen und mindestens flinf Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, anwesend sind.
Die Einladung erfolgt schriftlich durch den Vorsitzenden oder bei dessen Verhinderung durch seinen Stellver-
treter - auch in Eilfallen - spatestens eine Woche vor der Sitzung. Der Mitteilung einer Tagesordnung bedarf
es nicht.

Die Beschlisse sind in ein Protokollbuch einzutragen und vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. Die Eintra-
gungen mussen enthalten: Ort und Zeit der Sitzung, die Namen der Teilnehmer und des Sitzungsleiters, die
gefassten Beschlusse und die Abstimmungsergebnisse.

Vorstandsbeschlisse kénnen im schriftlichen Verfahren gefasst werden, wenn alle Mitglieder des Vorstands
dem Beschlussvorschlag schriftlich zustimmen. Die Unterlagen Uber die Beschlussfassung sind als Anlage in
dem Protokollbuch zu verwahren.

Alles Weitere regelt die Finanz- und Geschaftsordnung.

§ 19 Die Abteilungen des Vereins

§ 19 A Grundsitzliches

Der Verein ist ein Mehrspartenverein. Er unterhalt eine unbestimmte Zahl rechtlich unselbststandiger Abtei-
lungen, Sportgruppen und rechtsfahige Zweigvereine.

Keine dieser Abteilungen, Sportgruppen und Zweigvereine darf im Vereinsleben so dominieren, dass andere
weniger starke Abteilungen und Sportgruppen durch die Aktivitaten einer mitgliederstarken Abteilung oder
Zweigverein verdrangt oder beeintrachtigt werden.

Die Mitgliedschaft in einer Abteilung, Sportgruppe oder Zweigverein setzt die Mitgliedschaft im Gesamtverein
voraus.

Die Durchfihrung des Turn- und Sportbetriebes des Vereins ist Aufgabe der einzelnen Abteilungen.

Alles Weitere regelt die Satzung und die Finanzordnung.

§ 19 B Stellung der Abteilungen

Die Abteilungen kénnen nur im Namen des Gesamtvereins nach auf3en auftreten.

L&st sich eine Abteilung auf oder griindet eine Abteilung einen neuen eigenen Verein, so verbleibt das ge-
samte bisherige Abteilungsvermogen beim Gesamtverein.

Die Abteilungen gehoren fachlich dem jeweiligen Landes- oder Bundesverband an.

Neue Abteilungen kénnen nur durch Beschluss des Gesamtvorstandes mit Zustimmung der Mitgliederver-
sammlung gebildet werden.

Abteilungsveranstaltungen von gréRerer und Uberregionaler Bedeutung missen vom Gesamtvorstand ge-
nehmigt werden.

Uber alle Sitzungen und Beschliisse der Abteilungsorgane und Gremien sind Protokolle zu fihren.

§ 19 B1 Stellung der Zweigvereine

Die Mitgliederversammlung kann die Griindung weiterer Zweigvereine mit 3/4 Mehrheit beschlieRen, wenn
folgende Voraussetzungen gegeben sind:
a) Die Abteilung muss mehr als 400 Mitglieder ausweisen.
b) Die Abteilung muss einen Zweckbetrieb unterhalten von mehr als 60.000,-- €.
c) Die Abteilung muss Einnahmen im Haushaltsplan von mehr als 100.000,-- € ausweisen kénnen.
d) Die Mitglieder des Zweigvereins bleiben auch Mitglied im Gesamtverein SV Hilden-Ost 1975 e.V.



e) Der Zweigverein ist eigenstandig und verfolgt denselben Zweck wie der Gesamtverein.

f) Im Innenverhaltnis des Gesamtvereins ist der Zweigverein den Abteilungen gleichgestellt.
g) Alle erworbenen Immobilien bleiben immer im Gesamtverein SV Hilden-Ost 1975 e.V.

h) Alles andere regelt die Finanzordnung.

§ 19 B2 Stellung der Sportgruppen
Die Sportgruppen haben keinen Abteilungsstatus und werden vom Gesamtverein gefiihrt und verwaltet.

§ 19 C Auflésung von Abteilungen, Abspaltungen, Zwangsauflésungen

Abteilungen des Vereins konnen sich nach MalRgabe der folgenden Regelungen auflésen oder vom Verein
abspalten (ausgliedern):
Jede Abteilung kann sich ohne weiteres durch Beschluss der Abteilungsversammlung mit 3/4 Mehrheit freiwil-
lig aufldsen.
Vorhandene Vermogenswerte der Abteilung verbleiben im Eigentum des Gesamtvereins und sind von diesem
entsprechend den sportlichen Belangen zu verwenden. Anteilige Anspriiche der Abteilungsmitglieder beste-
hen nicht.
Eine Abteilung kann durch Beschluss des Gesamtvorstandes des Gesamtvereins mit einfacher Mehrheit auf-
geldst werden, wenn:
a) Ein ordnungsgemaler Abteilungsbetrieb nicht mehr gewahrleistet werden kann.
b) Die Abteilung trotz Abmahnung mehrfach in grober Weise und nachhaltig gegen die Interessen des
Vereins und der bestehenden Finanzordnung verstof3en hat oder
c) die Abteilung und deren Betrieb auf Dauer nicht mehr finanziert werden kann und es besteht deshalb
eine Gefahr fiir die anderen Abteilungen und den Gesamtverein.

§ 19 D Organisation der Abteilungen

Die Abteilungen kénnen sich im Rahmen dieser Satzung und der bestehenden Finanz- und Geschéftsord-
nung eine eigene Abteilungsordnung geben. Sie wird von der Abteilungsversammlung beschlossen und be-
darf zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des Gesamtvorstandes.

Auf den jahrlich stattfindenden ordentlichen Abteilungsversammlungen, die von den Abteilungsleitungen ein-
zuberufen sind, werden fir die Dauer von zwei Jahren die Abteilungsleiter/Vertreter der sechs groten Abtei-
lungen fiir den Gesamtvorstand des Vereins gewahlt. Die Abteilungsleiter / Vertreter missen von der Mitglie-
derversammlung bestéatigt werden.

Die Abteilungsleitung selbst wird auf die Dauer von zwei Jahren in einer ordentlichen Abteilungsversammlung
von den Mitgliedern der Abteilung gewahlt. Die Abteilungsleitung besteht aus mindestens drei Personen, ei-
nem Abteilungsleiter, einem Stellvertreter und dem Kassenwart. Die Abteilungen haben eigenstéandige Abtei-
lungsvorstande, die sdmtliche im Abteilungsbetrieb anfallende Aufgaben eigenverantwortlich erledigen.
Bleibt eine Funktion in der Abteilung nicht besetzt, so kann die Abteilungsleitung eine entsprechende kom-
missarische Besetzung vornehmen. Diese bleibt so lange im Amt, bis eine ordnungsgemafe Neubesetzung
durch Wahl der Abteilungsversammlung erfolgt ist.

§ 19 E Kassen und Finanzen

Die Abteilungen verfiigen uber eigene Haushalte, die ihnen zur Verwaltung tber den Gesamtverein im Rah-
men der Finanzordnung zugewiesen werden.

Die Abteilungen fiihren eigene Kassen. Diese unterliegen der jahrlichen Prifung durch die gewahlten Kas-
senprufer der Abteilungen und dem Kassenwart des Gesamtvereins.

Die Abteilungen entscheiden im Rahmen der ihnen zuflieRenden Mittel selbststandig Gber die Verwendung
und den Einsatz der Mittel.

Abteilungen sind nicht berechtigt, auf sie bezogene Bankkonten oder Kassen zu fiihren.

Fur die Abteilungen werden vom Gesamtverein Unterkonten eingerichtet, die vom Verein geflihrt werden. Die
vom Gesamtvorstand beschlossenen Haushaltsmittel stehen den Abteilungen auf den jeweiligen Unterkonten
zur Verfugung.

Abteilungen sind nicht befugt, eigene Kredite aufzunehmen.

Werden dem Verein Spenden- oder Sponsoringmittel zugeleitet, die zweckgebunden fiir eine Abteilung be-
stimmt sind, flieRen diese uneingeschrankt und ohne Anrechnung in die Haushaltsmittel der Abteilung ein.

§ 19 F Vertretung der Abteilungen nach auBBen

1. Vertrage, die ein Dauerschuldverhaltnis begriinden oder die Abteilung zu laufenden Leistungen ver-
pflichten, kdnnen nur vom Gesamtvorstand rechtsverbindlich abgeschlossen werden.
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2. Der Abteilungsleiter jeder Abteilung ist besonderer Vertreter des Vereins gemal § 30 BGB. Er ist be-
rechtigt, den Verein fur den Geschéaftsbereich seiner Abteilung nach auRen wirksam zu vertreten und
rechtsgeschaftlich zu verpflichten. Die Vertretungsberechtigung gilt im Innenverhaltnis bis zu der H6-
he des Abteilungsguthabens. Dariber hinaus ist ausschlief3liche Zustandigkeit des Gesamtvorstan-
des gegeben.

3. Die Abteilungsleiter werden als vertretungsberechtigte Organe des Vereins (§ 30 BGB) in das Ver-
einsregister eingetragen.

§ 19 G Abteilungsbeitrage

Unabhangig von den Vereinsbeitragen § 9 kénnen die Abteilungen nach Beschluss der Abteilungsversamm-
lung einen eigenen Abteilungsbeitrag erheben.

Bei besonderem nachgewiesenem Finanzbedarf einer Abteilung, kann die Abteilungsversammlung aufgrund
von § 9 Abs. 1 der Satzung, die Erhebung einer Umlage nach vorheriger Zustimmung des Gesamtvorstandes
beschlief3en.

§ 19 H MaBBnahmen des Vereins zur Sicherung des Abteilungsbetriebes und des Vereins

Der Gesamtvorstand des Gesamtvereins ist befugt, eine kommissarische Abteilungsleitung einzusetzen,
wenn:

a) Die Abteilung keine Abteilungsleitung wahlt oder eine Bestellung nicht méglich ist.

b) Die Abteilungsleitung in grober Weise beharrlich gegen die Satzung verstoft.

c) Die Abteilung nicht mehr finanziert werden kann.
Mit dieser MaRnahme verliert die bisherige Abteilungsleitung ihre Befugnisse. Die kommissarische Abtei-
lungsleitung besteht aus mindestens drei Personen. Sie hat alle Rechte nach dieser Satzung. Sie hat die
Aufgabe die Wahl einer Abteilungsversammlung zeitnah einzuberufen.
Der Gesamtvorstand des Gesamtvereins kann nur mit % Mehrheit die Einsetzung einer kommissarischen
Abteilungsleitung bestimmen.

E. Vereinsjugend

§ 20 Die Vereinsjugend

Die Jugend des Vereins fuhrt und verwaltet sich selbstandig durch einfache Mehrheit der Vorstande der ei-
genstandigen Abteilungen und entscheidet Uber die ihr durch den Haushalt des Vereins zuflieRenden Mittel
im Rahmen der Grundséatze nach § 3 dieser Satzung, unter Berticksichtigung der jeweiligen Aufgabenstellung
des Vereins.

Das nahere regelt die Jugendordnung, die von der Jugendversammlung der Abteilungen des Vereins be-
schlossen wird. Die Jugendordnung darf den Vorgaben dieser Satzung nicht widersprechen. Im Zweifelsfall
gelten die Regelungen dieser Satzung.

Der/die Jugendwarte der Abteilungen sollten im Abteilungsvorstand vertreten sein.

Der Abteilungsjugendausschuss erflllt seine Aufgaben im Rahmen dieser Vereinssatzung, der Jugendord-
nung sowie der Beschlisse der Abteilungs-Jugendversammlung.

Der Abteilungsjugendausschuss ist zustandig fur alle Jugendangelegenheiten der Abteilungen.
Jugendférdermittel missen zweckgebunden und zeitnah den Jugendabteilungen lberstellt werden.

F. Sonstige Bestimmungen

§ 21 Satzungsédnderungen

Uber Satzungsénderungen entscheidet die Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der
abgegebenen glltigen Stimmen.

Antrage auf Satzungsanderungen missen mindestens zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung beim
Gesamtvorstand eingereicht werden. Diese Antrage sind geman § 13 Abs. 3(e) bekannt zu geben.

Uber eine Vereinsfusion oder Verschmelzungen entscheidet die Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit
von drei Vierteln der abgegebenen gultigen Stimmen.

§ 22 Vereinsordnungen
Der Gesamtvorstand ist ermachtigt u. a. folgende Vereinsordnungen bei Bedarf zu erlassen:
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Ehrenordnung,

Beitragsordnung,

Finanzordnung,

Geschaftsordnung,

Organisations- Zustandigkeitsordnung,
Verwaltungs- und Reisekostenordnung,
Jugendordnung,

Abteilungsordnung,

Hausordnung.

‘Zesegcce

~

~ ~—

§ 23 Kassenpriifung

Die Mitgliederversammlung wahlt im jahrlichen Versatz zwei Kassenprifer, die nicht dem Gesamtvorstand
oder einem sonstigen Vereinsorgan angehoren dirfen.

Die Amtszeit der Kassenprifer entspricht der des Gesamtvorstandes.

Die Kassenpriifer priifen einmal jahrlich die gesamte Vereinskasse mit allen Konten, Buchungsunterlagen
und Belegen und erstellen dem Gesamtvorstand und der Mitgliederversammlung dariiber einen Bericht.
Die Abteilungen wahlen ihre eigenen Kassenpriifer, die in den Abteilungsversammlungen ihren Bericht vor-
tragen und die Abteilungsvorstande nach Mitgliederbeschluss entlasten.

§ 24 Datenschutz
1. Zur Erfillung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der gesetzlichen Best-
immungen des Bundesdatenschutzgesetzes und der europaischen Datenschutz-Grundverordnung
(DS-GVO) personenbezogene Daten Uber persdnliche und sachliche Verhaltnisse der Mitglieder im
Verein erhoben, genutzt, verarbeitet, gespeichert und Ubermittelt.

2. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat jedes Ver-
einsmitglied insbesondere die folgenden Rechte:

- das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO,

- das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO,

- das Recht auf Ldschung nach Artikel 17 DS-GVO,

- das Recht auf Einschrankung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO,

- das Recht auf Datenubertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO und

- das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO.

- das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehdrde nach Artikel 77 DSGVO

- das Recht, eine erteilte Einwilligung jederzeit widerrufen zu kénnen, ohne dass die
RechtmaRigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung hierdurch be-
ruhrt wird.

3. Den Organen des Vereins und allen Mitarbeitern des Vereins oder sonst fir den Verein tatige Personen
ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem zur jeweiligen Aufgabenerfil-
lung gehdérenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zuganglich zu machen oder sonst zu
nutzen. Diese Pflicht besteht auch Uber das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Ver-
ein hinaus.

4. Zur Wahrnehmung der Aufgaben und Pflichten nach der EU-Datenschutz-Grundverordnung und dem
Bundesdatenschutzgesetz bestellt der geschaftsfuhrende Vorstand, falls rechtlich notwendig, einen
Datenschutzbeauftragten.

§ 25 Haftung des Vereins

Ehrenamtlich tatige Vereinsfunktionare haften gegentber den Mitgliedern und gegenuber dem Verein fur
Schaden, die sie in Erfullung ihrer ehrenamtlichen Tatigkeit verursachen, nur bei Vorsatz und grober Fahrlas-
sigkeit.

Der Verein haftet gegentber den Mitgliedern im Innenverhaltnis nicht fur fahrlassig verursachte Schaden oder
Verluste, die Mitglieder bei der Auslibung des Sports, bei Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen und
Geraten des Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen erleiden, soweit solche Schaden oder Verluste nicht
durch die Versicherungen des Vereins gedeckt sind.
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G. Schlussbestimmungen

§ 26 Auflésung des Gesamtvereins und Vermégensanfall

Zur Auflésung des Vereins ist eine Mehrheit von vier Flinfteln der abgegebenen giiltigen Stimmen der anwe-
senden Mitglieder der Mitgliederversammlung erforderlich.

Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschliel3t, sind im Falle der Auflésung der 1. und 2. Vorsit-
zende als Liquidatoren des Vereins bestellt.

Bei Auflésung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fallt das Vermdgen
des Vereins an den Zweigverein, dem Tennis Club Hilden im SV Hilden-Ost 1975 e.V., der es unmittelbar und
ausschlieBlich fir gemeinnutzige Zwecke zu verwenden hat.

§ 27 Giiltigkeit dieser Satzung, Schlussbestimmungen

Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 03. Mai 2019 beschlossen.
Die Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft.
Alle bisherigen Satzungen des Vereins treten zu diesem Zeitpunkt damit aulRer Kraft.

13



	A. Allgemeines
	§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr
	§ 2 Zweck des Vereins
	§ 3 Gemeinnützigkeit
	§ 4 Verbandsmitgliedschaften

	B. Vereinsmitgliedschaft
	§ 5 Mitgliedschaft
	§ 6 Erwerb der Mitgliedschaft
	§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft
	§ 8 Ausschluss aus dem Verein

	C. Rechte und Pflichten der Mitglieder
	§ 9 Beitragsleistungen und -pflichten
	§ 10 Ordnungsgewalt des Vereins

	D. Die Organe des Vereins
	§ 11 Die Vereinsorgane
	§ 12 Vergütung der Vereinstätigkeit
	§ 13 Ordentliche und außerordentliche Mitgliederversammlung
	§ 14 Zuständigkeiten der Mitgliederversammlung
	§ 15 Gesamtvorstand
	§ 16 Aufgaben und Zuständigkeiten des Gesamtvorstands
	§ 17 Vorstand gemäß § 26 BGB
	§ 18 Beschlussfassung, Protokollierung
	§ 19 Die Abteilungen des Vereins
	§ 19 A  Grundsätzliches
	§ 19 B  Stellung der Abteilungen
	§ 19 B1 Stellung der Zweigvereine
	§ 19 B2 Stellung der Sportgruppen
	§ 19 C  Auflösung von Abteilungen, Abspaltungen, Zwangsauflösungen
	§ 19 D  Organisation der Abteilungen
	§ 19 E  Kassen und Finanzen
	§ 19 F  Vertretung der Abteilungen nach außen
	§ 19 G  Abteilungsbeiträge
	§ 19 H  Maßnahmen des Vereins zur Sicherung des Abteilungsbetriebes und des Vereins

	E. Vereinsjugend
	§ 20 Die Vereinsjugend

	F. Sonstige Bestimmungen
	§ 21 Satzungsänderungen
	§ 22 Vereinsordnungen
	§ 23 Kassenprüfung
	§ 24 Datenschutz
	§ 25 Haftung des Vereins

	G. Schlussbestimmungen
	§ 26 Auflösung des Gesamtvereins und Vermögensanfall
	§ 27 Gültigkeit dieser Satzung, Schlussbestimmungen


